
Abkürzungen: GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt Berlin Teil  I bzw. Teil  II, BGBl.  = Bundesgesetzblatt Teil  I, II bzw. III, 
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin

 26.4.2022  Erste Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Basischutzmaßnahmenverordnung . . . . . . . . . . . . . 174 
2126-31

Gesetz- und 
Verordnungsblatt

Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und Antidiskriminierung

78. Jahrgang Nr. 25 Berlin, den 27. April 2022 03227

Art.-Nr. 76494225 173



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      78. Jahrgang      Nr. 25     27. April 2022174

Verlag und Vertrieb:
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Wolters-Kluwer-Straße 1, 50354 Hürth
Telefon: 02233 / 3760 -7000, Telefax 02233 / 3760 -7201
Kundenservice: Telefon 02631 / 801-2222, 
E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com
www.wolterskluwer.com, www.wolterskluwer.de

Druck:
Druckhaus Tecklenborg, Siemensstraße 4, 48565 Steinfurt

Bezugspreis:
Vierteljährlich 18,65 € inkl. Versand und MwSt. bei sechswöchiger Kündigungsfrist 
zum Quartalsende. Im Bezugspreis ist die Mehrwertsteuer enthalten. Der angewandte 
Steuersatz beträgt 7% für das Printprodukt und 19% für die Online-Komponente.
Laufender Bezug und Einzelhefte durch den Verlag.
Preis dieses Heftes 1,60 €

Herausgeber:
Senatsverwaltung für Justiz, 
Vielfalt und Antidiskriminierung,
Salzburger Straße 21 – 25, 10825 Berlin

Redaktion:
Salzburger Straße 21 – 25, 10825 Berlin
Telefon: 030/9013 3380, Telefax: 030/9013 2000
E-Mail: gvbl@senjustva.berlin.de
Internet: www.berlin.de/sen/justva

Wolters Kluwer Deutschland GmbH
Wolters-Kluwer-Straße 1• 50354 Hürth

Postvertriebsstück • 03227 • Entgelt bezahlt • Deutsche Post AG

Auf Grund des § 2 Satz 1 und 2 des Berliner COVID-19-Parla-
mentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Februar 2021 (GVBl. S. 102) und 
§ 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Ab-
satz 7 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. März 
2022 (BGBl. I S. 473) geändert worden ist, sowie § 7 der COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 
(BAnz AT 08.05.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 478) geändert worden ist, 
verordnet der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2- 

Basisschutzmaßnahmenverordnung
Die SARS-CoV-2-Basisschutzmaßnahmenverordnung vom 29. März 

2022 (GVBl. S. 139) wird wie folgt geändert:
1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nummer 1 wird aufgehoben.
bb) Die Nummern 2 und 3 werden die Nummern 1 und 2.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Für Besucherinnen und Besucher besteht die Pflicht, eine 
Atemschutzmaske im Sinne von § 1 Absatz 2 zu tragen.“ 

c) In Satz 3 werden die Wörter „einer medizinischen Gesichts-
maske“ durch die Wörter „der jeweils vorgeschriebenen 
Maske“ ersetzt und das Wort „auch“ gestrichen.

2. § 4 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) In Einrichtungen und Unternehmen nach § 23 Absatz 3 

Satz 1 Nummer 11 sowie § 36 Absatz 1 Nummer 2 und 7 des 
Infektionsschutzgesetzes besteht die Verpflichtung zum Nach-
weis der Testung, oder die Testmöglichkeit in der Einrichtung 
oder dem Unternehmen zu nutzen
1. für die Besucherinnen und Besucher bei Zutritt, 
2. für die Bewohnerinnen und Bewohner

a) in vollstationären Einrichtungen der Pflege mindestens 
einmal wöchentlich 
und

b) in der teilstationären Pflege bei Zutritt an jedem Be-
suchstag,

3. für in den Einrichtungen und Unternehmen tätige Personen, 
wobei

a) für geimpfte oder genesene Personen im Sinne des § 2 
Nummer 2 oder 4 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-
Ausnahmeverordnung die Testung mindestens zweimal 
pro Kalenderwoche erfolgen muss und auch durch Anti-
gen-Tests ohne Überwachung erfolgen kann,

b) für nicht geimpfte oder genesene Personen im Sinne des 
§ 2 Nummer 2 oder 4 der COVID-19-Schutzmaßnah-
men-Ausnahmeverordnung die Testung bei Zutritt an 
jedem Tag des Arbeitseinsatzes erfolgen muss.

Die Einrichtungen und Unternehmen im Sinne von Satz 1 haben 
vor Ort Testmöglichkeiten für die Testungen nach Satz 1 zur 
Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für die erforderlichen Tes-
tungen für Besuchende von Schwerstkranken und Sterbenden zu 
außerordentlichen Zeiten. Abweichend von § 3 Absatz 1 ist in 
den Fällen von Satz 1 Nummer 1 und 2 der Einsatz von Point-of-
Care (PoC)-Antigen-Tests zur Selbstanwendung, deren Durch-
führung durch die hierfür von der Einrichtung oder dem Unter-
nehmen bestimmten Person überwacht wird, zulässig. Die 
Verpflichtung nach Satz 1 Nummer 2 besteht auch für geimpfte 
und genesene Personen im Sinne von § 2 Nummer 2 und 4 der 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmeverordnung.“

3. § 14 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 wird wie folgt gefasst:
„1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 3 

erster Halbsatz bis Absatz 4 keine Atemschutzmaske trägt 
und keine Ausnahme nach Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 
und 4 oder Absatz 5 oder § 1 Absatz 3 vorliegt,

2. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3 
zweiter Halbsatz keine medizinische Gesichtsmaske trägt 
und keine Ausnahme nach Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 
und 4 oder Absatz 5 oder § 1 Absatz 3 vorliegt,

3. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 als Ver-
antwortliche oder Verantwortlicher nicht sicherstellt, dass 
nur Personen die eine negative Testung nachweisen, Zutritt 
erhalten, soweit keine Ausnahme nach § 3 Absatz 2 vorliegt,

4. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1 als Besucherin oder Besucher eine Einrichtung aufsucht, 
ohne eine negative Testung nachzuweisen, soweit keine 
Ausnahme nach § 3 Absatz 2 vorliegt,“.

4. In § 15 Absatz 2 wird die Angabe „28. April“ durch die Angabe 
„25. Mai“ ersetzt.

Erste Verordnung 
zur Änderung der SARS-CoV-2-Basischutzmaßnahmenverordnung

Vom 26. April 2022
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Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. April 2022 

Der Senat von Berlin

Franziska  G i f f e y
Regierende Bürgermeisterin

Ulrike  G o t e
Senatorin für Wissenschaft, 

Gesundheit, Pflege und  
Gleichstellung
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